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In eigener Sache 

 

Das Jahr hat gefühlt gerade erst begonnen und dennoch erhalten Sie heute bereits unsere dritte 

Mandanteninformation des Jahres 2023. Das bedeutet aber auch, dass der Sommer und die Urlaubszeit 

so langsam vor der Tür stehen. 

 

Herr Rechtsanwalt Michael Raden wird am 26.06.2023 sowie 27.06.2023 das vom Sächsischen Landesamt 

für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie angebotene Seminar „Kreislaufwirtschaftsrecht – Grundlagen“ 

im Bildungszentrum Reinhardtsgrimma und am 06.07.2023 bei der Sächsischen Verwaltungs- und 

Wirtschafts-Akademie in Dresden das Seminar „Verfahrensrechtliche Besonderheiten im 

Ausländerrecht“ durchführen. 

 

Frau Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen wird am 21.06.2023 bei dem Studieninstitut für kommunale 

Verwaltung Südsachsen das Seminar zum richtigen Schuldner im Kosten- und Kommunalabgabenrecht 

halten. Für den 28.08.2023 und 30.08.2023 sind die Seminare zur Rechtsprechung zum Sächsischen 

Kommunalabgabengesetz und zur Rechtsprechung zum Erschließungs- und Straßenausbaubeitragsrecht 

geplant. Diese Termine können Sie sich gern schon vormerken. 

 

Im Rahmen unserer Kanzleiseminare wird Herr Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck am 05.07.2023 

wieder das Seminar zur „Kostenerstattung nach Einsätzen der Gemeindefeuerwehr“ veranstalten. Ein 

weiterer Termin ist für den 13.09.2023 geplant. Die Einladungen gehen Ihnen in den nächsten Tagen zu. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre und viele sonnige Stunden! 

 

Ihre  

 

KurzSchmuck Rechtsanwälte 
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BAG: Folgen von Verstößen gegen die Nachweispflicht – Ausschlussfrist 

 

Mit seinem Urteil vom 22.09.2022 – 8 AZR 4/21 hat das Bundesarbeitsgericht festgestellt, dass 

arbeitsrechtliche Ausschlussfristen wesentliche Vertragsbedingungen im Sinne des Nachweisgesetzes in 

der alten Fassung mit Gültigkeit bis zum 31.07.2022 sind und zu vermuten ist, dass der Arbeitnehmer ihm 

bekannte Ansprüche rechtzeitig geltend gemacht hätte, wenn der Arbeitgeber den Nachweis der 

Ausschlussfrist gesetzeskonform erteilt hätte.  

 

Das zur alten Fassung des Nachweisgesetzes ergangene Urteil lässt sich auch auf die neue Fassung 

übertragen. Darüber hinaus wird absehbar, dass beispielsweise versäumte Nachweise zu Kündigungs- 

oder Klagefristen (insbesondere gemäß §§ 7, 4 KSchG) Schadensersatzpflichten und Vermutungen, 

welche dem Arbeitnehmer die Darlegung und Beweisführung erleichtern, auslösen können.   

 

Dem Rechtsstreit lag zugrunde, dass in einem Arbeitsvertrag auf die kirchliche Arbeits- und 

Vergütungsordnung verwiesen wurde, wo sich auch eine Ausschlussfrist zur Geltendmachung von 

Ansprüchen befand. Der Arbeitsvertrag wies jedoch nur allgemein auf das Regelwerk hin, nicht jedoch 

konkret auf die Ausschlussfrist.  

 

Der Arbeitnehmer erkannte im Jahr 2015, dass ihm wahrscheinlich seit dem Jahr 2002 zu wenig Lohn 

gezahlt worden war. Vorher hatte er davon keine Kenntnis. Der Arbeitgeber hingegen war der Ansicht, 

dass der Arbeitnehmer die Ausschlussfrist nicht eingehalten hatte. 

 

Die Klage des Arbeitnehmers hat keinen Erfolg. Das Bundesarbeitsgericht stellte zwar fest, dass der 

Arbeitnehmer seit dem Jahr 2004 ein höheres Entgelt hätte bekommen müssen. Jedoch folgte das 

Bundesarbeitsgericht der Auffassung des beklagten Arbeitgebers, wonach die Ausschlussfrist nicht 

gewahrt sei. Dazu führte es aus, dass dem Arbeitnehmer zwar ein Schadensersatzanspruch zustehen 

könne, sofern der Arbeitgeber nicht eine Ausschlussfrist als wesentliche Vertragsbedingung nachweist. 

Insoweit sei auch zu vermuten, dass der Arbeitnehmer ihm bekannte Ansprüche fristgemäß geltend 

gemacht hätte. Allerdings müsse der Arbeitnehmer insoweit darlegen und gegebenenfalls beweisen, dass 

er in diesem Fall auch ihm nicht bekannte Ansprüche geltend gemacht hätte, denn soweit reichten die 

naheliegenden Vermutungen bei Verstößen gegen das Nachweisgesetz nicht. 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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OVG NRW: Zur „aktiven Duldung“ eines Schwarzbaus 

 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit Beschluss vom 11.10.2022 – 2 B 

947/22 nochmals zu den Voraussetzungen einer aktive Duldung eines Schwarzbaus Stellung genommen 

und klargestellt, dass die bloße Kenntnis und Hinnahme des Bauvorhabens durch die Behörden nicht 

ausreichend ist. 

 

In dem entschiedenen Fall hatte der Grundstückseigentümer ein Gebäude ohne eine Baugenehmigung 

errichtet und Jahre lang genutzt. Dies wusste neben der allgemeinen Bevölkerung auch der Bürgermeister 

der Gemeinde sowie Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung. Das Bauvorhaben erhielt sogar einen 

Anschluss an die öffentlichen Wasser- und Abwasserleitungen und eine Hausnummer. Mündlich hatte 

der Bürgermeister auch erklärt, gegen das Bauvorhaben wohl nicht einschreiten zu wollen. Eine 

schriftliche Bestätigung lag dem Grundstückseigentümer aber nicht vor. Die zuständige Gemeinde hatte 

dann wegen der fehlenden Baugenehmigung eine Nutzungsuntersagung mit Zwangsgeldandrohung 

erlassen. Hiergegen wendete sich der Grundstückseigentümer erfolglos mit einem 

verwaltungsgerichtlichen Eilverfahren. 

 

Die Gerichte stellten fest, dass sich der Grundstückseigentümer zunächst nicht auf eine Zusicherung des 

Bürgermeisters berufen kann, da eine Zusicherung schriftlich erfolgen müsse. Er konnte sich aber auch 

nicht auf Vertrauensschutz aufgrund der jahrzehntelangen Duldung berufen. Angesichts des 

Ausnahmecharakters und der dadurch faktisch bestehenden Baugenehmigung müssen den Erklärungen 

der Behörde mit hinreichender Deutlichkeit zu entnehmen sein, ob, in welchem Umfang und 

gegebenenfalls über welchen Zeitraum die Duldung des illegalen Zustands erfolgen soll. Allein die 

Untätigkeit der Behörde auch über einen langen Zeitraum reiche nicht aus, um eine aktive Duldung 

anzunehmen und damit einen schutzwürdigen Vertrauenstatbestand zu schaffen. Die bloße Hinnahme 

eines formell illegalen Vorhabens selbst über einen langen Zeitraum hindert die Bauaufsichtsbehörde 

nicht, eine Nutzungsuntersagung oder Beseitigungsanordnung zu erlassen. Die Versorgung mit Wasser 

und Strom, die Erhebung von Gebühren und Entgelten hierfür und die Vergabe einer Hausnummer führen 

nicht zu einem Vertrauensschutz im Sinne einer aktiven Duldung. Diesen Umständen könne nämlich 

keine eindeutige Erklärung dahingehend entnommen werden, ob, in welchem Umfang und über welchen 

Zeitraum der baurechtswidrige Zustand hingenommen werden soll. Dies wäre aber erforderlich, da der 

aktiven Duldung faktisch die gleichen Wirkungen wie eine Baugenehmigung zukommt.  

 

Die Entscheidung zeigt erneut, dass selbst bei jahrelanger Kenntnis der Bauaufsichtsbehörde über eine 

illegale bauliche Anlage diese nicht gehindert ist, auf die Schaffung baurechtmäßiger Zustände auf dem 

Grundstück hinzuwirken. Der Grundstückseigentümer wird sich daher nur in Ausnahmefällen mit Erfolg 

auf Vertrauensschutz berufen können. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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OVG Bautzen: Ermittlung der Abwägungsbelange beim Erlass eines Bebauungsplans 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit Normenkontrollurteil vom 09.03.2023 – 1 C 103/21 einen 

Bebauungsplan einer sächsischen Gemeinde aufgehoben, weil diese in der Abwägungsentscheidung die 

finanziellen Nachteile nicht berücksichtigt habe, die der Grundstückseigentümer durch die beschlossene 

Planung erleidet. 

 

Zum Sachverhalt: 

Die ostsächsische Stadt hatte in einem Bebauungsplan im Bereich von festgesetzten 

Überschwemmungsgebieten u.a. Retentionsflächen für die Neiße als öffentliche Grünflächen-

Hochwasserschutz ausgewiesen. In diesem Bereich befinden sich private Grundstücke mit einer Fläche 

von über 27.000 m², die der Eigentümer gewerblich nutzt. Im Rahmen ihrer Abwägungsentscheidung 

räumte die Stadt den Belangen des Hochwasserschutzes und der Stadtplanung den Vorzug ein. Der 

Grundstückseigentümer rügt mit seinem Normenkontrollantrag, dass seine durch Art. 14 Abs. 1 GG 

geschützten Eigentumsbelange nicht ausreichend berücksichtigt worden seien.  

 

Das Oberverwaltungsgericht in Bautzen gab dem Normenkontrollantrag statt und erklärte den 

Bebauungsplan für unwirksam. Es lägen beachtliche Ermittlungs- und Bewertungsfehler vor. Beachtlich 

seien Verfahrensverstöße gemäß § 214 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, wenn entgegen § 2 Abs. 3 BauGB die von der 

Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 

wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel 

offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist. Die Stadt habe entgegen § 2 

Abs. 3 BauGB das für die Abwägung bedeutsame Abwägungsmaterial nicht umfassend ermittelt. Danach 

sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind 

(Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Die planende Gemeinde müsse Art und Ausmaß der 

planbedingten Nutzungsbeeinträchtigung zunächst ermitteln und bewerten, da erst das Ergebnis der 

Bewertung mit dem ihm zukommenden Gewicht in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigt 

werden könne. Dabei gehöre das durch Art. 14 GG gewährleistete Eigentumsrecht in hervorgehobener 

Weise zu den von der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Belangen, sodass die Gemeinde die Nachteile 

einer Planung für den Planunterworfenen zu berücksichtigen hat. Sie müsse dabei u. a. den möglichen 

Umfang hierfür zu leistender Entschädigungen in die Abwägung einstellen und deshalb auch insoweit 

alle abwägungsrelevanten Umstände ermitteln. Vorliegend habe die Stadt nicht näher ermittelt, ob und 

inwiefern die Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Hochwasserschutz 

die gewerbliche Nutzung der Grundstücke mit einer Fläche von 27.000 m² einschränkt und damit in das 

von Art. 14 Abs. 1 GG geschützte Grundeigentum der Antragstellerin eingreift.  Da die Stadt insbesondere 

finanzielle Nachteile nicht ermittelt habe, seien diese auch nicht mit dem ihnen zukommenden Gewicht 

in die Abwägung eingestellt worden. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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SächsOVG: Anforderungen an die Ausfertigung einer kommunalen Satzung 

 

Im Rahmen eines Eilverfahrens nach § 47 Abs. 6 VwGO gegen eine Veränderungssperre zu einem in 

Aufstellung befindlichen Bebauungsplan hat das Sächsische Oberverwaltungsgericht noch einmal die 

Anforderungen an die Ausfertigung einer kommunalen Satzung klargestellt (Beschluss vom 19.01.2023 – 

1B 216/22).  

 

Hintergrund des Eilverfahrens ist ein schon seit Jahren andauernder Streit um die Bebauung eines 

Grundstücks im Gemeindegebiet mit einer denkmalgeschützten Villa. Zuletzt hatte der Stadtrat die 

Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen. Nachdem die Grundstückseigentümerin erneut 

Bauanträge gestellt hatte, beschloss der Stadtrat eine Veränderungssperre gemäß §§ 14 BauGB. In der 

beglaubigten Abschrift des Stadtratsbeschlusses war die Satzung als Anlage beigefügt. Unter dem 

Satzungstext befand sich aber nur eine Paraphe des Oberbürgermeisters nebst Dienstsiegel und 

Datumsangabe. Die Grundstückseigentümerin beantragte gleichzeitig mit dem gegen die 

Veränderungssperre gestellten Normenkontrollantrag eine einstweilige Anordnung zur vorläufigen 

Außerkraftsetzung der Satzung. Dieser Antrag hatte Erfolg. 

 

Das Gericht gab dem Antrag statt, weil es an einer wirksamen Ausfertigung der Veränderungssperre 

fehlte. Nach § 4 Abs. 3 S. 1 SächsGemO sind Satzungen durch den Bürgermeister auszufertigen und 

bekanntzumachen. Durch die Ausfertigung wird die Identität zwischen dem bekanntzumachenden 

Satzungstext mit dem vom Stadtrat gefassten Beschluss bestätigt. Der Ausfertigung kommt damit neben 

einer sog. Identitätsfunktion auch eine Beurkundungs- und Gewährleistungsfunktion zu. Die Vornahme 

dieser Prüfung durch den Bürgermeister muss auch erkennbar sein. Hierzu bedarf es einer 

handschriftlichen Unterzeichnung mit dem ausgeschriebenen Familiennamen. Eine Paraphe genügt der 

bezweckten Beurkundungsfunktion nicht. Fehlt es an einer Unterzeichnung mit dem ausgeschriebenen 

Namen, liegt ein zur Ungültigkeit der Satzung führender Mangel vor.  

 

Die Gemeindeordnung unterscheidet dabei zwischen der vom Bürgermeister zu unterzeichnenden 

Niederschrift der Verhandlung des Gemeinderats, die den Wortlaut der gefassten Beschlüsse zu enthalten 

hat, einerseits und der Ausfertigung von Satzungen andererseits. Es handelt sich somit um zwei 

verschiedene, voneinander zu unterscheidende Vorgänge. Erst und nur durch die Ausfertigung der 

Satzung durch den Bürgermeister wird die Originalurkunde erstellt, die Grundlage und Voraussetzung für 

die öffentliche Bekanntmachung ist. Hieran fehlte es, da der Satzungstext der Veränderungssperre nur 

mit einer Paraphe des Bürgermeisters abgeschlossen wurde. Die ordnungsgemäße Ausfertigung des 

Stadtratsbeschluss konnte die Ausfertigung der Satzung nicht ersetzen. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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SächsOVG zur Darlehensgewährung seitens einer Gemeinde 

 

Der Medieninformation 3/2023 des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts ist zu entnehmen, dass das 

Gericht mit Urteil vom 28.02.2023 - 4 A 704/20 die Klage der Gemeinde Rietschen abgewiesen hat, die 

sich gegen eine Beanstandung des Landkreises Görlitz im Rahmen der Rechtsaufsicht richtete. 

 

Der Gemeinderat hatte beschlossen, dass die Gemeinde dem Trägerverein der Freien Schule ein 

verzinsliches Darlehen in Höhe von 170.000 Euro zur Vorfinanzierung für die Bildung eines beruflichen 

Gymnasiums gewährt. Derselbe Trägerverein betreibt bereits eine freie Oberschule im Ort. Diesen 

Gemeinderatsbeschluss beanstandete der Landkreis Görlitz im Rahmen seiner Rechtaufsicht. Hiergegen 

richtete sich die Klage der Gemeinde Rietschen, die vor dem Verwaltungsgericht Dresden Erfolg hatte.  

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat das Urteil des Verwaltungsgerichts Dresden aufgehoben und 

die Klage abgewiesen. Der Betrieb und die finanzielle Unterstützung eines beruflichen Gymnasiums sei 

keine Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft, für welche die Gemeinde zuständig sei. Gemeinden 

seien ausschließlich für Schulen zuständig, die einen der allgemeinen Schulpflicht entsprechenden 

Bildungsgang anbieten, d.h. für Grund- und Oberschulen.  

 

Sobald uns die Entscheidungsgründe vorliegen werden wir Sie ausführlicher informieren 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Zweite Gesamtfortschreibung des Regionalplans Oberes Elbtal/Osterzgebirge ist 

teilunwirksam 

 

Nach der Medieninformation 5/2023 hat das Sächsische Oberverwaltungsgericht mit 

Normenkontrollurteil vom 11.05.2023 die Zweite Gesamtfortschreibung des Regionalplans Oberes 

Elbtal/Osterzgebirge insoweit für unwirksam erklärt, als das Kapitel 5.1.1 Vorrang- und Eignungsgebiete 

für die Windenergienutzung ausweist. 

 

Der Regionale Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge hatte in einem etwa siebenjährigen 

Planungsverfahren den neuen Regionalplan erarbeitet, wobei sich der Planungsraum über die Landkreise 

Meißen und Sächsische Schweiz-Osterzgebirge sowie die Stadt Dresden erstreckt. Weil Teil des 

Regionalplans Festlegungen von Vorrang- und Eignungsgebieten für die Windenergienutzung sind, 

dürfen größere Windenergieanlagen grundsätzlich nur innerhalb dieser Flächen errichtet werden. 

 

Auf Antrag eines Unternehmens, welches einen Windpark auf einer Fläche errichten möchte, die nicht als 

Vorrang- und Eignungsgebiet ausgewiesen ist, wurden die Festlegungen des neuen Regionalplans zu den 

Vorrang- und Eignungsgebieten für unwirksam erklärt. Nach Auffassung des Sächsischen 

Oberverwaltungsgerichts ist der Regionalplan verfahrensfehlerhaft zustande gekommen. Vor seiner 

Beschlussfassung ist sein Entwurf auszulegen. Diese Auslegung ist bekannt zu machen und dabei ist 

darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen abgegeben werden können.  

 

Die Bekanntmachung des Entwurfs habe - so das Oberverwaltungsgericht - nicht den gesetzlichen 

Anforderungen entsprochen. Hierdurch konnten interessierte Bürger von der Abgabe von 

Stellungnahmen abgehalten worden sein. 

 

Sobald uns die Entscheidungsgründe vorliegen werden wir Sie ausführlicher informieren 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Bundesverwaltungsrecht: Verpackungssteuersatzung der Universitätsstadt Tübingen 

ist im Wesentlichen rechtmäßig 

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 24.05.2023 (9 CN 1.22) entschieden, dass es sich bei 

der in der Universitätsstadt Tübingen mit Verpackungssteuersatzung vom 30.01.2020 eingeführten 

Verpackungssteuer um eine örtliche Verbrauchsteuer handle, die nicht im Widerspruch zum Abfallrecht 

des Bundes stehe.  

 

Seit Januar 2022 gilt in der Universitätsstadt Tübingen materialunabhängig eine Steuer auf 

Einwegverpackungen. Damit sollen Einnahmen für den städtischen Haushalt erzielt, die Verunreinigung 

des Stadtbilds durch im öffentlichen Raum entsorgte Verpackungen verringert und ein Anreiz zur 

Verwendung von Mehrwegsystemen gesetzt werden. Besteuert werden Einwegverpackungen, -geschirr 

und -besteck, "sofern Speisen und Getränke darin bzw. damit für den unmittelbaren Verzehr an Ort und 

Stelle oder als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getränk verkauft werden". Die Steuer beträgt für 

jede Einwegverpackung 0,50 Euro, für jedes Einwegbesteck(-set) 0,20 Euro. Der Steuersatz pro 

Einzelmahlzeit ist auf maximal 1,50 Euro begrenzt (§ 4 Abs. 2 der Satzung). § 8 der Satzung räumt der 

Stadtverwaltung das Recht ein, jederzeit zur Nachprüfung der Steuererklärungen und zur Feststellung 

von Steuertatbeständen nach dieser Satzung die Geschäftsräume des Steuerschuldners/der 

Steuerschuldnerin zu betreten und Geschäftsunterlagen einzusehen sowie Kopien davon anzufordern. 

 

Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim erklärte mit Urteil vom 29.03.2022 (2 S 3814/20) die Satzung 

insgesamt für unwirksam und begründete dies mit der fehlenden Örtlichkeit der Steuer, ihrer 

Unvereinbarkeit mit dem Bundesabfallrecht (siehe Mandantenzeitschrift 2/23) sowie der mangelnden 

Vollzugstauglichkeit der Obergrenze der Besteuerung in § 4 Abs. 2 Verpackungssteuersatzung. 

 

Auf die Revision der Universitätsstadt Tübingen hat das Bundesverwaltungsgericht die kommunale 

Steuer für überwiegend rechtmäßig erklärt. Entgegen der Ansicht des Verwaltungsgerichtshofs 

Mannheim handle es sich bei der Verpackungssteuer um eine örtliche Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 

105 Abs. 2a Satz 1 GG, für deren Einführung die Universitätsstadt Tübingen zuständig gewesen sei. Bei 

den zum unmittelbaren Verzehr, sei es an Ort und Stelle oder als "take-away", verkauften Speisen und 

Getränken sei der Steuertatbestand so begrenzt, dass ihr Konsum – und damit der Verbrauch der 

zugehörigen Verpackungen – bei typisierender Betrachtung innerhalb des Gemeindegebiets stattfinde. 

Damit sei der örtliche Charakter der Steuer hinreichend gewahrt. 

 

Die kommunale Verpackungssteuer stehe als Lenkungssteuer auch nicht im Widerspruch zum Abfallrecht 

des Bundes. Sie bezwecke die Vermeidung von Verpackungsabfall im Stadtgebiet und verfolge damit auf 

lokaler Ebene kein gegenläufiges, sondern dasselbe Ziel wie der Unions- und der Bundesgesetzgeber. Die 

Abfallvermeidung stehe in der Abfallhierarchie an oberster Stelle, wie sich aus der EU-

Verpackungsrichtlinie, der EU-Einwegkunststoffrichtlinie, dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und dem 
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Verpackungsgesetz ergibt; erst danach folgten Wiederverwendung, Verwertung und Beseitigung des 

Abfalls. Kommunale Steuern, die Einwegverpackungen verteuern, würden durch die verschiedenen 

unions- und bundesrechtlichen Vorgaben zum Abfallrecht nicht ausgeschlossen. Soweit das 

Bundesverfassungsgericht vor 25 Jahren seine gegenteilige Ansicht zur damaligen Kasseler 

Verpackungssteuer auf ein abfallrechtliches "Kooperationsprinzip" gestützt habe (BVerfG, Urteil vom 7. 

Mai 1998 - 2 BvR 1991/95 u.a. - BVerfGE 98, 106 <117 ff.>), lasse sich ein solches dem heutigen Abfallrecht 

nur noch in - hier nicht maßgeblichen - Ansätzen entnehmen. 

 

Die in § 4 Abs. 2 der Satzung geregelte Obergrenze der Besteuerung von 1,50 Euro pro „Einzelmahlzeit“ 

sei allerdings zu unbestimmt und damit rechtswidrig. Auch das der Stadtverwaltung ohne zeitliche 

Begrenzung gewährte Betretungsrecht im Rahmen der Steueraufsicht (§ 8 der Satzung) sei rechtswidrig. 

Diese punktuellen Verstöße lassen jedoch nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts die 

Rechtmäßigkeit der Satzung im Übrigen unberührt. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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SächsOVG zur Gewässerunterhaltung 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 08.02.2023 - 4 A 1234/19 der Klage gegen 

einen Gewässerunterhaltungsabgabebescheid stattgegeben. 

 

Der Beklagte ist ein Zweckverband, dessen Aufgaben gemäß seiner Satzung die Landschaftsplanung und 

-entwicklung sowie die Gewässerunterhaltung sind. Die Klägerin ist Pächterin von Flächen im 

Verbandsgebiet des Beklagten. Mit Bescheid setzte der Beklagte eine Gewässerunterhaltungsabgabe 

gegenüber der Klägerin fest. Das Verwaltungsgericht Leipzig hat den angefochtenen Bescheid 

aufgehoben und zur Begründung ausgeführt, die Satzung stelle keine geeignete Rechtsgrundlage für die 

Heranziehung zu einer Gewässerunterhaltungsabgabe dar. Der Satzung fehle es an einer gültigen 

Verteilungsregel für Fälle, in denen Drainagewasser, das zuvor von einem Grundstück abgeleitet wurde, 

von einem anderen Grundstück aus in ein Verbandsgewässer eingeleitet wird. Der Verteilungsmaßstab 

in der Satzung sei lückenhaft, weil er keinen vorteilsgerechten Abgabentatbestand für den Fall normiere, 

dass der Einleiter des Drainagewassers nicht identisch sei mit dem Eigentümer oder Besitzer der Flächen, 

von denen das Drainagewasser abgeleitet werde. Nach dem normativen „Grundsatz der konkreten 

Vollständigkeit“ müsse eine Abgabensatzung den Abgabenmaßstab für jeden Anwendungsfall konkret 

festlegen und sei andernfalls unwirksam. 

 

Das Oberverwaltungsgericht bestätigte die Rechtswidrigkeit und damit Nichtigkeit der Satzung. Ihr fehle 

es in mehrfacher Hinsicht an einer hinreichend bestimmten Regelung zum Abgabenschuldner. Es fehle 

eine Definition des Einleiters. Dieser Begriff ist mehrdeutig, wenn eine wasserrechtliche Erlaubnis oder 

eine Bewilligung nicht vorliegt. Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Leipzig und des Sächsischen 

Oberverwaltungsgerichts ist Einleiter im Sinne des WHG derjenige, der die Sachherrschaft über die 

Einleitstelle in das Gewässer hat. Der Beklagte hat dagegen die Eigentümer oder Besitzer der drainierten 

Grundstücke herangezogen. Zudem lässt die Satzung offen, in welcher Beziehung der Abgabenpflichtige 

zu dem drainierten Grundstück stehen muss, um herangezogen zu werden. Weiterhin ist sie unbestimmt 

in Bezug auf die Abgabenpflicht der Anlieger und Hinterlieger. Die Satzung regelt die Heranziehung von 

Grundstückseigentümern oder, soweit vorhanden, stattdessen von Erbbauberechtigten. Anstelle dieser 

Abgabepflichtigen können die Besitzer von Grundstücken herangezogen werden. Das widerspricht 

ebenfalls dem Grundsatz, dass der Satzungsgeber die wesentlichen Regelungen selbst treffen muss. Allein 

nach der Satzung muss bereits feststehen, wen die Abgabenpflicht trifft. Damit ist es schon nicht zu 

vereinbaren, eine abweichende Gruppe von Adressaten in der Art einer Ermessensentscheidung 

(„können“) heranzuziehen. 

 

Im Ergebnis offen ließ das Oberverwaltungsgericht die spannende Frage, ob der Beklagte für alle 

einbezogenen künstlichen Gewässer unterhaltungspflichtig ist. 

 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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OLG Dresden – Online-Vermittlungs-Provision für Neukunden von Anwälten verboten 

 

Mit Urteil vom 06.04.2023 (Az.: 8 U 1883/22) hat das OLG Dresden entschieden, dass eine Vereinbarung 

zwischen einem Rechtsanwalt und einem kanzleifremden Dritten gegen das Provisionsverbot verstößt, 

wenn das zu zahlende Entgelt kausal mit der Vermittlung eines konkreten Mandanten verknüpft ist. 

 

Die Parteien stritten um Ansprüche auf Zahlung von „Lizenzgebühren“, wobei Kern des Rechtsstreits die 

Frage war, ob die Klägerin von der Beklagten mit der Lizenzgebühr eine Vergütung für die Vermittlung 

von Mandanten erhalten sollte.  

 

Dies bejahte das Gericht, weshalb die Vereinbarung aufgrund des Verstoßes gegen § 49 Abs. 3 Satz 1 BRAO 

- wonach die Abgabe und Entgegennahme eines Teils der Gebühren oder sonstiger Vorteile für die 

Vermittlung von Aufträgen, gleichwohl ob im Verhältnis zu einem Rechtsanwalt oder Dritten gleich 

welcher Art, unzulässig ist – gegen ein gesetzliches Verbot verstößt und folglich nach § 134 BGB nichtig 

ist.   

 

Rechtsanwältin Anja Pauli 

 


